
 

Eidgenössisches Departement für Verteidigung, 
Bevölkerungsschutz und Sport VBS 
 
Oberauditorat OA 

 

1/4 

 
 

 

Empfehlungen des Oberauditors  
über die Behandlung von Widerhandlungen gegen das Betäubungs-
mittelgesetz im Militärdienst 
 
vom 30. Dezember 2023 
 
 
Erlassen gestützt auf Art. 4 Abs. 8 der Verordnung über die Militärjustiz vom 22. November 
20171. 
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1 Zweck und Adressatenkreis 

Diese Empfehlungen sollen bei Vorfällen mit Betäubungsmitteln während des Militär-
diensts oder mit Auswirkungen auf den Militärdienst den militärischen Kommandanten 
und den Angehörigen der Militärjustiz sowie der Militärpolizei aufzeigen, welche Wider-
handlungen gegen das Betäubungsmittelgesetz ausschliesslich disziplinarisch erledigt 
werden können und für welche (zusätzlich) eine zivile oder eine militärische Strafunter-
suchung veranlasst werden sollte. 
 
Zudem soll die Aufgabe der Militärjustiz bei Kontrollen bei der Truppe im Zusammen-
hang mit dem Verdacht auf Widerhandlungen gegen das Betäubungsmittelgesetz um-
schrieben werden. 
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2 Rechtliche Grundlagen 
- Art. 218 Abs. 4 in Verbindung mit Art. 180 Abs. 2 Bst. c MStG2 
- Art. 180 ff. MStG (Disziplinarstrafordnung) 
- Art. 19 und 19a BetmG3 
- Weisungen des Chefs der Armee vom 18. Mai 2017 zum Umgang mit legalen Hanf-

produkten im Militärdienst (WHANF)4 
- Dokumentation «Suchtmittel»5 
- Weisungen des Chefs Heer vom 10. Dezember 2002 über das generelle Verbot des 

Drogenkonsums und über das Verbot des Alkoholkonsums während der Arbeitszeit 
im besoldeten Truppendienst6 

 
3 Grundregeln zur Strafbarkeit 

Während der gesamten Militärdienstzeit7 ist der Konsum sowie der Besitz und der Er-
werb von Betäubungsmitteln im Sinne von Art. 1 BetmG verboten.8  

 
3.1 Konsum 

Der Konsum von Betäubungsmitteln im Militär ist keine Bagatelle. Für das reine Konsu-
mieren von Betäubungsmitteln ist in jedem Fall zumindest eine Disziplinarsanktion aus-
zusprechen. 
 
Wird durch den Konsum die Sicherheit des Einzelnen, der Truppe oder die Auftragser-
füllung gefährdet, kann zusätzlich zum Disziplinarfehler des Konsums von Betäubungs-
mitteln ein militärisches Delikt9 vorliegen. Es wird daher empfohlen, in Absprache mit 
dem Pikett-Untersuchungsrichter zur Abklärung der Gefährdung eine Untersuchung 
durch die Militärjustiz10 anzuordnen. Diese Untersuchung läuft zusätzlich zum Diszipli-
narverfahren und ist davon unabhängig. 
 

3.2 Besitz und Erwerb zum Eigenkonsum 
Auch für den Besitz und den Erwerb zum Eigenkonsum von Betäubungsmitteln ist zu-
mindest eine Disziplinarsanktion auszusprechen. Diese reicht dann aus, wenn es sich 
um Besitz für den Eigenkonsum von geringfügigen Mengen handelt. 
 

  

 
 
2  Militärstrafgesetz vom 13. Juni 1927 (MStG; SR 321.0) 
3  Bundesgesetz vom 3. Oktober 1951 über die Betäubungsmittel und die psychotropen Stoffe (Betäubungsmit-

telgesetz, BetmG; SR 812.121) 
4  Weisungen 90.115, gültig ab 1. Juni 2017 
5  Dokumentation 51.029 
6  In: Dokumentation 51.029 «Suchtmittel», Beilage 1 
7  Gemäss Art. 3 Abs. 3 und Art. 47 des Dienstreglements der Armee vom 22. Juni 1994 (DRA; SR 510.107.0) 

beginnt die Dienstzeit mit dem Antritt der Einrückungsreise und endet mit dem Abschluss der Entlassungs-
reise; sie umfasst Arbeitszeit, Ruhezeit und Freizeit (Ausgang und Urlaub). 

8  Nicht als Betäubungsmittel gelten legale Hanfprodukte mit THC-Gehalt bis 1%. Deren Konsum und Besitz 
während der Arbeits- und Ruhezeit ist aus Sicherheitsgründen verboten; deren Konsum während der Freizeit 
(Ausgang und Urlaub) ist verboten, wenn er sich störend auf die darauffolgende Arbeitszeit auswirkt, siehe 
Art. 1 der Weisungen des Chefs der Armee vom 18. Mai 2017 zum Umgang mit legalen Hanfprodukten im 
Militärdienst (WHANF). 

9  Etwa: Ungehorsam (z.B. gegen den Tagesbefehl, Art. 61 MStG), Verstümmelung (Art. 95 MStG) oder Nicht-
befolgung von Dienstvorschriften (Art. 72 MStG). Dies kann auch bei unzulässigem Konsum von legalen Hanf-
produkten der Fall sein. 

10  Dies wird in der Regel eine vorläufige Beweisaufnahme nach Art. 102 des Militärstrafprozesses vom 23. März 
1979 (MStP; SR 322.1) sein, ausnahmsweise eine Voruntersuchung nach Art. 103 MStP. 
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Als geringfügig können etwa folgende Mengen von Betäubungsmitteln betrachtet wer-
den:11 
 
Cannabis-Produkte 10 g 
(Haschisch, Marihuana) 
 
Halluzinogene und Designer-Drogen 5 Stück 
(z.B. LSD, Ecstasy) 
 
Heroin und andere Opiate 1 g 
Kokain und Kokain-Derivat (Crack) 1 g 

 
Handelt es sich um Besitz oder Erwerb einer grösseren Menge von Betäubungsmitteln 
für den Eigenkonsum ist eine Anzeige an die örtlich zuständige zivile Strafverfolgungs-
behörde zu erstatten. Es wird auch in diesen Fällen empfohlen, zusätzlich eine Diszipli-
narsanktion auszusprechen12, wenn keine Entlassung aus medizinischen Gründen aus 
dem laufenden Dienst ansteht (siehe Ziff. 6). 

 
3.3 Schematische Darstellung 

 
3.4 Handel von Betäubungsmitteln 

Bei Verdacht auf Handel mit Betäubungsmitteln ist keine Disziplinarsanktion möglich. 
Es ist eine Anzeige an die örtlich zuständige zivile Strafverfolgungsbehörde zu erstat-
ten. 

 

 
 
11  Diese Aufzählung ist nicht abschliessend (Entwicklung neuer Substanzen; Mischformen). Aus Kostengründen 

wird der Reinheitsgrad nur bei legalen Hanfprodukten ermittelt. 
12  Die zivile Strafverfolgungsbehörde ist über die Disziplinarsanktion in Kenntnis zu setzen. 
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4 Zwangsmassnahmen nur durch die Militärjustiz 
Die Anordnung von Zwangsmassnahmen zur Feststellung von Betäubungsmittelkon-
sum oder zur Beschlagnahme von Betäubungsmitteln kann nur durch den (Pikett-)Un-
tersuchungsrichter erfolgen. Dazu muss eine vorläufige Beweisaufnahme angeordnet 
werden. 

 
5 Kontrollen 

Für die Sachverhaltsabklärungen und Kontrollen ist stets die Militärpolizei beizuziehen. 
 
Kontrollen sind nur bei konkretem Verdacht auf Widerhandlungen gegen das Betäu-
bungsmittelgesetz zulässig. Ohne konkreten Verdacht gegen namentlich bekannte An-
gehörige der Armee oder einen deutlich abgrenzbaren Personenkreis (z.B. Zug, 
Gruppe, Küchenmannschaft etc.) dürfen keine Kontrollen durchgeführt werden. Raz-
zien sind nicht erlaubt. 
 
Der Pikett-Untersuchungsrichter ist durch den Truppenkommandanten rechtzeitig vor 
einer Sachverhaltsabklärung/Kontrolle durch die Militärpolizei zu orientieren. 

 
6 Dienstfähigkeit/Diensttauglichkeit, Entlassung aus dem Militärdienst 

Bei Eigenkonsum von harten Drogen (Kokain/Heroin) oder bei Anzeichen von Drogen-
sucht ist die Dienstfähigkeit/Diensttauglichkeit des betroffenen Angehörigen der Armee 
sowie eine mögliche Entlassung aus dem laufenden Dienst in jedem Fall fachärztlich 
abzuklären. 
 

7 Schlussbestimmungen 
Die vorliegenden Empfehlungen treten am 1. Januar 2024 in Kraft und gelten bis zum 
31. Dezember 2028. 

 
 
Oberauditorat 
 
 
 
Dr. Stefan Flachsmann 
Oberauditor 
 
 
 
Geht an 
Angehörige der Militärjustiz 
 
z K an 
Kommando Militärpolizei 
Triagestelle Armeestab zur armeeinternen Verteilung (el.) 
 


